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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. ob es Unterschiede in der Bemessung der Lehrerwochenstunden bei gleichem
Förderbedarf des Kindes gibt, abhängig davon, ob es in einem inklusiven Bil-
dungsangebot an einer allgemeinen Schule oder an einem Sonderpädagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentrum (SBBZ) beschult wird;

2. wie viele Lehrerwochenstunden im jeweiligen Schuljahr (2011/2012 bis
2016/2017) an Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren tatsäch-
lich zur Verfügung standen (insgesamt und aufgeschlüsselt nach Förderschwer-
punkt, differenziert nach Staatlichem Schulamt und Regierungspräsidium);

3. wie sich diese Lehrerwochenstunden jeweils auf die drei Organisationsformen
verteilten (Beschulung am SBBZ, kooperative Form und inklusive Beschu-
lung);

4. wie viele Schülerinnen und Schüler damit unterrichtet wurden (insgesamt und
aufgeschlüsselt nach Förderschwerpunkt, differenziert nach Organisations-
form, Staatlichem Schulamt und Regierungspräsidium);

5. ob es landesweit einheitliche Kriterien gibt, wann vom Grundsatz der gruppen-
bezogenen Lösungen bei zieldifferentem Lernen abgewichen wird und doch
Einzelinklusionen erfolgen; 

6. wie viele Kinder in Baden-Württemberg derzeit zieldifferent in Einzellösungen
inklusiv beschult werden;

Antrag

der Abg. Elke Zimmer u. a. GRÜNE

und

Stellungnahme

des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Auf dem Weg zu einem inklusiven Bildungssystem 
in Baden-Württemberg
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7. ob sie davon ausgeht, dass die bisherige Zuordnung der Bedarfsberechnung
der sonderpädagogischen Unterstützung für Schülerinnen und Schüler in in-
klusiven Bildungsangeboten über die entsprechenden örtlichen Sonderpäda -
gogischen Bildungs- und Beratungszentren des jeweiligen Förderschwer-
punkts den Anforderungen zur Planung inklusiver Bildungsangebote gerecht
wird oder ob eine Zuordnung dieser Bedarfsberechnung an die Staatlichen
Schulämter im Sinne einer neutralen Bedarfsfeststellung zielführender wäre;

8. wie sie die Ressourcensteuerung durch die Sonderpädagogischen Bildungs-
und Beratungszentren bewertet; 

9. wie sie die Fortbildungsangebote im Bereich der Inklusion bewertet, worauf
sie es zurückführt, dass diese zunehmend weniger von den Lehrerinnen und
Lehrern nachgefragt werden;

10. welche Maßnahmen sie ergreifen will, um die Attraktivität der Fortbildungen
zu erhöhen und diese an den tatsächlichen Bedürfnissen der Lehrerinnen und
Lehrer vor Ort auszurichten.

18.05.2018

Zimmer, Boser, Bogner-Unden, 
Grath, Lösch, Poreski GRÜNE

B e g r ü n d u n g

Die Verankerung der Inklusion bzw. des Wahlrechts der Erziehungsberechtigten
zwischen der Beschulung an einer allgemeinen Schule oder an einem Sonder-
pädagogischen Bildungs- und Beratungszentrum gemäß den Vorgaben der UN-
Behindertenrechtskonvention führt unweigerlich zu einer Veränderung der Schul-
landschaft in Baden-Württemberg. Geeignete Angebote müssen ggf. wohnortnah
geschaffen und mit den notwendigen Ressourcen ausgestattet werden. Vor diesem
Hintergrund ist die Notwendigkeit der Steuerung des Angebots dieser Schulen ge-
nauer zu betrachten.

Mit diesem Antrag soll in Erfahrung gebracht werden, wie die Versorgung der
Schülerinnen und Schüler mit Lehrerwochenstunden in den unterschiedlichen Ko-
operationsformen jeweils geregelt ist und welche Maßnahmen die Landesregie-
rung ergreift, um die Beschulung der Schülerinnen und Schüler in allen Organisa-
tionsformen gerecht zu gestalten.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 13. Juni 2018 Nr. 36-6500.30/495 nimmt das Ministerium für
Kultus, Jugend und Sport im Einvernehmen mit dem Ministerium für Finanzen zu
dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. ob es Unterschiede in der Bemessung der Lehrerwochenstunden bei gleichem
Förderbedarf des Kindes gibt, abhängig davon, ob es in einem inklusiven Bil-
dungsangebot an einer allgemeinen Schule oder an einem Sonderpädagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentrum (SBBZ) beschult wird;

Schülerinnen und Schüler mit einem vom Staatlichen Schulamt festgestellten An-
spruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot an allgemeinen Schulen
werden in der Prognose bei der allgemeinen Schule geführt und zusätzlich rechne-
risch beim jeweils zugeordneten sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentrum abgebildet. Grundlage für die Berechnung der Lehrerwochenstunden für
Schülerinnen und Schüler mit einem vom Staatlichen Schulamt festgestellten An-
spruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot an allgemeinen Schulen und
an sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (Bedarfsberechnung) ist
die jeweilige Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums zur Eigenständigkeit
der Schulen und Unterrichtsorganisation. In der Bedarfsberechnung der sonder-
pädagogischen Unterstützung wird bei gleichem Förderschwerpunkt somit nicht
unterschieden, an welcher Schulart die Schülerinnen und Schüler lernen. Die Be-
messung der Lehrerwochenstunden erfolgt dabei jeweils gruppenbezogen. 

Bei der Ausstattung des einzelnen inklusiven Bildungsangebots mit sonderpäda -
gogischen Lehrkräften werden die Voraussetzungen der allgemeinen Schulen und
der zugeordneten sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren ebenso
berücksichtigt wie die persönlichen Voraussetzungen der Schülerinnen und
Schüler mit festgestelltem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsange-
bot. Nachdem diese jeweils höchst unterschiedlich sind und auch nicht am För-
derschwerpunkt oder der Gruppengröße allein festgemacht werden können, gibt
es keine einheitlichen Messgrößen für die zusätzliche Ausstattung von inklusiven
Bildungsangeboten mit sonderpädagogischen Lehrkräften. Diese wird den Erfor-
dernissen entsprechend vom Staatlichen Schulamt festgelegt. 

2. wie viele Lehrerwochenstunden im jeweiligen Schuljahr (2011/2012 bis
2016/2017) an Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren tatsäch-
lich zur Verfügung standen (insgesamt und aufgeschlüsselt nach Förder-
schwerpunkt, differenziert nach Staatlichem Schulamt und Regierungspräsidi-
um);

3. wie sich diese Lehrerwochenstunden jeweils auf die drei Organisationsformen
verteilten (Beschulung am SBBZ, kooperative Form und inklusive Beschulung);

Die Zahl der erteilten Lehrerwochenstunden an den öffentlichen sonderpädagogi-
schen Bildungs- und Beratungszentren (früher: Sonderschulen) insgesamt in Ba-
den-Württemberg in den Schuljahren 2011/2012 bis 2016/2017 und darunter in
kooperativen Organisationsformen des gemeinsamen Unterrichts (früher: Außen-
klassen) ist differenziert nach Staatlichem Schulamt und Regierungspräsidium in
der Anlage 1 a dargestellt. 

Eine Darstellung der erteilten Lehrerwochenstunden nach Förderschwerpunkt ist
nur für den Förderschwerpunkt Lernen (früher: Förderschulen) möglich und liegt
bis zur Ebene der Regierungspräsidien vor (Anlage 1 b).

Seit der Änderung des Schulgesetzes zum Schuljahr 2015/16 wurden insgesamt
560 Stellen zusätzlich für Maßnahmen zur inklusiven Beschulung zur Verfügung
gestellt. Darüber hinaus sind weitere Lehrkräfte an allgemeine Schulen für diesen
Aufgabenbereich abgeordnet.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4116

4

4. wie viele Schülerinnen und Schüler damit unterrichtet wurden (insgesamt und
aufgeschlüsselt nach Förderschwerpunkt, differenziert nach Organisations-
form, Staatlichem Schulamt und Regierungspräsidium);

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler an den öffentlichen Sonderpädagogischen
Bildungs- und Beratungszentren (früher: Sonderschulen) insgesamt in den Schul-
jahren 2011/2012 bis 2016/2017 in Baden-Württemberg und darunter in koopera-
tiven Organisationsformen des gemeinsamen Unterrichts ist differenziert nach
Förderschwerpunkt, Staatlichem Schulamt und Regierungspräsidium in Anlage 2
dargestellt. 

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem Anspruch auf ein son-
derpädagogisches Bildungsangebot, die an öffentlichen allgemeinen allgemein
bildenden Schulen in den Schuljahren 2011/2012 bis 2016/2017 in Baden-Würt-
temberg inklusiv beschult wurden, ist ebenfalls differenziert nach Förderschwer-
punkt, Staatlichem Schulamt und Regierungspräsidium in Anlage 2 dargestellt.

5. ob es landesweit einheitliche Kriterien gibt, wann vom Grundsatz der gruppen-
bezogenen Lösungen bei zieldifferentem Lernen abgewichen wird und doch
Einzelinklusionen erfolgen; 

6. wie viele Kinder in Baden-Württemberg derzeit zieldifferent in Einzellösungen
inklusiv beschult werden;

Zieldifferente inklusive Bildungsangebote sollen grundsätzlich gruppenbezogen
eingerichtet werden. Nur in besonders begründeten Einzelfällen kann davon abge-
wichen werden, etwa wenn es aufgrund weiter Fahrwege, der Auflösung einer
Gruppe durch Aufhebung des Anspruchs auf ein sonderpädagogisches Bildungs-
angebot oder durch Wegzug oder Schulwechsel anderer Schülerinnen und Schüler
kaum Kinder mit vergleichbaren Entwicklungsvoraussetzungen in der Raum-
schaft gibt. 

Die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit einem festgestellten Anspruch auf ein
sonderpädagogisches Bildungsangebot, die einer Klasse der allgemeinen Schule
durch das Staatliche Schulamt zugeordnet wurden und die ohne weitere vom
Staatlichen Schulamt zugeordnete Mitschülerinnen und Mitschüler zieldifferent in
dieser Klasse unterrichtet werden, wird im Rahmen der amtlichen Schulstatistik
nicht erhoben.

7. ob sie davon ausgeht, dass die bisherige Zuordnung der Bedarfsberechnung
der sonderpädagogischen Unterstützung für Schülerinnen und Schüler in in-
klusiven Bildungsangeboten über die entsprechenden örtlichen Sonderpädago-
gischen Bildungs- und Beratungszentren des jeweiligen Förderschwerpunkts
den Anforderungen zur Planung inklusiver Bildungsangebote gerecht wird
oder ob eine Zuordnung dieser Bedarfsberechnung an die Staatlichen Schul -
ämter im Sinne einer neutralen Bedarfsfeststellung zielführender wäre;

8. wie sie die Ressourcensteuerung durch die Sonderpädagogischen Bildungs-
und Beratungszentren bewertet;

Mit der Änderung des Schulgesetzes wurde Eltern von Schülerinnen und Schülern
mit einem festgestellten Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot
(früher: Feststellung der Pflicht zum Besuch der Sonderschule) eine Wahlmög-
lichkeit gegeben, ob ihr Kind an einer allgemeinen Schule oder in einem sonder-
pädagogischen Bildungs- und Beratungszentrum lernt. Dabei wurde davon ausge-
gangen, dass – wie im vorausgegangenen Schulversuch – steigende Schülerzahlen
in inklusiven Bildungsangeboten mit zurückgehenden Schülerzahlen an sonder-
pädagogischen Bildungs- und Beratungszentren einhergehen. Entscheiden sich
die Eltern für ein inklusives Bildungsangebot, werden diese Schülerinnen und
Schüler bei der Bedarfsberechnung und damit auch bei der Klassenbildung an der
allgemeinen Schule berücksichtigt.

Dem Anspruch auf sonderpädagogische Unterstützung von Schülerinnen und
Schülern in inklusiven Bildungsangeboten wird mit dem aufwachsenden rechneri-
schen Mehrbedarf von in der Summe 1.353 Stellen und tendenziell durch die Ver-
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änderungen des Wahlverhaltens von Eltern im Hinblick auf eine inklusive Be-
schulung an den sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren frei wer-
denden Ressourcen, die zur Finanzierung inklusiver Bildungsangebote genutzt
werden können, Rechnung getragen. 

Die Zuordnung von Schülerinnen und Schülern in inklusiven Bildungsangeboten
bei der Bedarfsberechnung zu den sonderpädagogischen Bildungs- und Bera-
tungszentren trägt somit den Anforderungen zur Planung inklusiver Bildungsan-
gebote Rechnung. Zum einen wird der Unterstützungsbedarf dieser Schülerinnen
und Schüler wie für Schülerinnen und Schüler im sonderpädagogischen Bildungs-
und Beratungszentrum ermittelt (Grundlage ist die jeweilige Verwaltungsvor-
schrift des Kultusministeriums zur Eigenständigkeit der Schulen und Unterrichts-
organisation) und zum anderen muss gesehen werden, dass die so ermittelten
Stunden von den sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren für inklu-
sive Bildungsangebote nicht zur Verfügung gestellt werden könnten, wenn sie
dort nicht abgebildet würden.

Eine passgenaue Ressourcensteuerung der auf diesem Weg ermittelten Lehrer -
wochenstunden für inklusive Bildungsangebote an allgemeinen Schulen erfolgt
durch Neueinstellung an den allgemeinen Schulen, durch Versetzung sonder-
pädagogischer Lehrkräfte sowie durch Abordnungen der Staatlichen Schulämter
und nicht durch die sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren. Die
Staatlichen Schulämter berücksichtigen dabei sowohl die Voraussetzungen der
allgemeinen Schulen, der zugeordneten sonderpädagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren und die persönlichen Voraussetzungen der Schülerinnen und
Schüler mit festgestelltem Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsange-
bot. Grundsätzlich sind die Staatlichen Schulämter bestrebt, mit ihrer Schulange-
botsplanung vergleichbare Bildungsvoraussetzungen zu schaffen. Sie sind dabei
neutral und unabhängig.

9. wie sie die Fortbildungsangebote im Bereich der Inklusion bewertet, worauf
sie es zurückführt, dass diese zunehmend weniger von den Lehrerinnen und
Lehrern nachgefragt werden;

Es ist davon auszugehen, dass die Angebote auf regionaler Ebene in der Anfangs-
phase der Einrichtung inklusiver Bildungsangebote noch nicht hinreichend be-
kannt waren. Lehrkräfte nehmen auf regionaler Ebene vor allem dann an Fortbil-
dungen zur Inklusion teil, wenn eine direkte Notwendigkeit gegeben ist, d. h.,
wenn an der eigenen Schule ein inklusives Bildungsangebot eingerichtet werden
soll und/oder sie selbst neu in inklusiven Bildungsangeboten eingesetzt werden.
In diesen Fällen werden die Fortbildungsangebote von den Lehrkräften – häufig
im Tandem von Lehrkräften der allgemeinen Schule und Lehrkräften der Sonder-
pädagogik – sehr genutzt und geschätzt. 

Es ist ferner davon auszugehen, dass die Anzahl der durchgeführten Fortbildungs-
veranstaltungen höher liegt, wenn auch Pädagogische Tage der Schulen zum The-
ma Inklusion einbezogen werden, in denen bedarfsorientiert und schulspezifisch
die Anliegen der Schule aufgegriffen werden können. Pädagogische Tage können
nicht der Datenbank für die regionale Lehrkräftefortbildung entnommen werden.

Im Bereich der zentralen Lehrkräftefortbildungen zum Thema Inklusion an der
Landesakademie für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen, Standort
Comburg, kann kein Rückgang der Nachfrage festgestellt werden. Die Rückmel-
dungen der teilnehmenden Lehrkräfte machen deutlich, dass diese Angebote sehr
geschätzt werden.

10. welche Maßnahmen sie ergreifen will, um die Attraktivität der Fortbildungen
zu erhöhen und diese an den tatsächlichen Bedürfnissen der Lehrerinnen und
Lehrer vor Ort auszurichten.

Die Schulverwaltung informiert regelmäßig und anlassbezogen auf allen Ebenen
in den entsprechenden Dienstbesprechungen und Informationsdiensten über die
unterschiedlichen Unterstützungsmöglichkeiten. 

Die regionale Lehrkräftefortbildung ist an den Staatlichen Schulämtern bzw. an
den Regierungspräsidien angesiedelt. Hierfür stehen im Bereich Inklusion Praxis-
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begleiterinnen und Praxisbegleiter inklusiver Bildungsangebote, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Arbeitsstellen Kooperation (ASKO), Fachberater/-innen 
Unterrichtsentwicklung, Fachberater/-innen Schulentwicklung, Fallbesprechungs-
gruppen bzw. Supervisionsgruppen sowie die Möglichkeit, Professionelle Lernge-
meinschaften (PLG) einzurichten, zur Verfügung und können von Schulen gezielt
und bedarfsorientiert abgerufen werden. Die Staatlichen Schulämter nutzen unter-
schiedliche Wege, um die Unterstützungssysteme bekannter zu machen; die Pra-
xisbegleiterinnen und Praxisbegleiter inklusiver Bildungsangebote gehen bei-
spielsweise aktiv auf Schulen mit inklusiven Bildungsangeboten zu und informie-
ren über ihr Unterstützungsangebot. Insbesondere bei der Neueinrichtung von in-
klusiven Bildungsangeboten weisen die Staatlichen Schulämter die Schulleitun-
gen und die Lehrkräfte gezielt auf diese Angebote hin. Auch im Bereich der zen-
tralen Fortbildungen sind die Fortbildungsangebote an den tatsächlichen Bedürf-
nissen der Lehrkräfte ausgerichtet.

Dr. Eisenmann

Ministerin für Kultus, 
Jugend und Sport
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